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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
 

- Antragsteller - 
 
 
Prozessbevollmächtigte(r): 
 
 
  
 
g e g e n 

 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 
vertreten durch die Behörde für Inneres und Sport -Polizei- 
Justiziariat (J) 120,  
Bruno-Georges-Platz 1,  
22297 Hamburg,  
- J213/4744/2025 - ,  

- Antragsgegnerin -  
 
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 5, am 9. Februar 2026 durch  
 
 
 
 
 
beschlossen: 
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Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers vom 29. Dezember 2025 

gegen Nr. 3 des Bescheids der Antragsgegnerin vom 9. Dezember 2025 wird 

wiederhergestellt. 

Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, dem Antragsteller den auf seine Person ausgestellten 

Führerschein Nr. … auszuhändigen. 

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin. 

Der Streitwert wird auf 2.500 EUR festgesetzt. 

 
 
 
Rechtsmittelbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Beschlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die 
Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. Sie muss einen bestimmten 
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern ist oder aufzuheben ist, und 
sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.  
 
Eine Beschwerde in Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 300,00 EUR übersteigt.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen – sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden 
– Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden.  
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 
Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten 
Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der 
weiteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Hinsichtlich der Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten die Beschwerde an das Hamburgische 
Oberverwaltungsgericht zu. Die Streitwertbeschwerde ist beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 
4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Sie ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt hat, schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen.  
 
Soweit die Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nicht durch das Verwaltungsgericht zugelassen worden 
ist, ist eine Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nur gegeben, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 300,00 EUR übersteigt. 
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Gründe 

I. 

Der Antragsteller wendet sich im Wege vorläufigen Rechtsschutzes dagegen, dass die 

Polizei der Antragsgegnerin ihn zur Gefahrenabwehr bis auf Weiteres von einer Teilnahme 

am motorisierten Straßenverkehr ausschließt. 

Die zuständige Fahrerlaubnisbehörde der Antragsgegnerin erteilte dem Antragsteller 

erstmalig 1958 und ersatzweise 1991 einen Führerschein, der eine Fahrerlaubnis der 

damaligen Klasse 3 (fortgeltend als Klasse B) ausweist. 

Der Antragsteller führte am 14. November 2025 um 12:45 Uhr in einem Parkhaus in 

Hamburg ein Kraftfahrzeug, das mit der Wand kollidierte und Totalschaden erlitt. Er selbst 

verletzte sich. 

Die Polizei der Antragsgegnerin beschlagnahmte den Führerschein sogleich und vermerkte 

in den Akten als Rechtsgrundlage § 111b StPO. 

Die Staatsanwaltschaft teilte dem Antragsteller unter dem 28. November 2025 in dem 

gegen ihn geführten Strafverfahren mit, dass die strafprozessuale Sicherstellung des 

Führerscheins aufgehoben sei, aber die weitere Sicherstellung durch die Polizei nach 

sicherheitsrechtlichen Gesichtspunkten geprüft werde. 

Der Antragsteller wandte sich gegenüber der Polizei mit Schreiben vom 8. Dezember 2025 

gegen die weitere Sicherstellung. 

Die Polizei dokumentierte am 9. Dezember 2025 in den Akten eine 

„Anschlusssicherstellung des Führerscheins“, benannte als Rechtsgrundlage § 14 SOG 

und sprach mit Bescheid gegenüber dem Antragsteller aus: 

„hiermit wird gegen Sie 

1. gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 lit. a) des Gesetzes zum Schutz der öffentlichen 

Sicherheit und Ordnung (HmbSOG) die Sicherstellung des auf Ihre Person 

ausgestellten Führerscheins, Deutscher rosa Führerschein der Klasse B, 

Führerschein-Nummer … angeordnet, bis die zuständige Fahrerlaubnisbehörde 

eine Entscheidung hinsichtlich Ihrer Fahreignung getroffen hat.  

2.  Der Führerschein wird bei der Polizei Hamburg, Verkehrsdirektion (VD) 33, 

gemäß § 14 Abs. 3 HmbSOG in Verwahrung genommen.  
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3. Das Führen von fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugen im öffentlichen 

Straßenverkehr wird Ihnen zur Gefahrenabwehr gemäß § 3 Abs. 1 HmbSOG 

untersagt, bis die zuständige Fahrerlaubnisbehörde eine Entscheidung 

hinsichtlich Ihrer Fahreignung getroffen hat. 

4. Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird die 

sofortige Vollziehung der Anordnung der Sicherstellung zu Punkt 1. und der 

Untersagungsverfügung zu Punkt 3. der Verfügung angeordnet.“ 

Zur Begründung führte sie insbesondere aus, der Vorgang werde dem Landesbetrieb 

Verkehr als zuständiger Fahrerlaubnisbehörde nach Einstellung des Strafverfahrens zur 

Einleitung einer Fahreignungsuntersuchung übersandt. Bis zu einer Entscheidung werde 

der Führerschein des Antragstellers in der polizeilichen Dienststelle verwahrt. Die 

Kombination aus dem Unfallhergang, dem hohen Lebensalter sowie den möglichen 

Herzrhythmusstörungen lasse den begründeten Zweifel an seiner körperlichen Eignung 

zum sicheren Führen von Kraftfahrzeugen zu. Die polizeiliche Sicherstellung eines 

Führerscheins stelle grundsätzlich eine rechtlich zulässige Überbrückungsmaßnahme dar, 

bis die „originär zuständige“ Fahrerlaubnisbehörde eigene Maßnahmen zur Überprüfung 

der Fahreignung treffen könne. Nach einer Würdigung der Umstände lägen tatsächliche 

Anhaltspunkte dafür vor, dass es ihm an den für eine „Fahrtüchtigkeit“ erforderlichen 

geistigen oder körperlichen Fähigkeiten, insbesondere nach § 46 Abs. 3 i. V. m. § 11 Abs. 2 

i. V. m. Anlage 4 FeV, mangele. Die hiervon ausgehenden Gefahren für Leib und Leben 

anderer Menschen sowie fremde Sachen von bedeutendem Wert seien als erheblich 

anzusehen. Es werde nicht schon angenommen, dass eine Nichteignung bereits feststehe. 

Diese Feststellung obliege allein der zuständigen Fahrerlaubnisbehörde. Es gebe weder 

einen allgemeinen Vorrang der Strafprozessordnung gegenüber dem 

Gefahrenabwehrrecht noch umgekehrt. Die Polizei könne auch während eines bereits 

laufenden Ermittlungsverfahrens aufgrund präventiver Ermächtigungsgrundlagen zum 

Zweck der Gefahrenabwehr tätig werden. Ohne Anordnung der sofortigen Vollziehung 

bestehe die Gefahr, dass der Antragsteller während der Ausschöpfung des Rechtswegs 

erneut mit einem Kraftfahrzeug am Straßenverkehr teilnehme. 

Der Antragsteller wandte sich dagegen mit Schreiben vom 19. Dezember 2025 und legte 

unter dem 29. Dezember 2025 Widerspruch ein. 

Der Antragsteller hat am 20. Januar 2026 um vorläufigen gerichtlichen Rechtsschutz 

nachgesucht. Zur Begründung bringt er vor: Ein Fall, dass er infolge körperlicher Mängel 

nicht in der der Lage gewesen sei, das Fahrzeug sicher zu führen, sei nicht gegeben 
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gewesen. Er halte es für möglich, dass er vom Bremspedal abgerutscht und auf das 

Gaspedal geraten sei.  

Der Antragsteller beantragt, 

die aufschiebende Wirkung seines Widerspruchs vom 29. Dezember 2025 gegen 

den Bescheid des „Antragstellers“ vom 9. Dezember 2025 wiederherzustellen, 

hilfsweise, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs anzuordnen. 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag abzulehnen, 

hilfsweise, das Verfahren gemäß § 173 VwGO i. V. m. § 251 ZPO ruhen zu lassen 

bzw. nach § 94 VwGO auszusetzen, bis die Fahreignungsüberprüfung des 

Antragstellers beim Landesbetrieb Verkehr abgeschlossen ist. 

Zur Begründung bringt sie vor, der Landesbetrieb Verkehr als zuständige 

Fahrerlaubnisbehörde habe noch nicht tätig werden können, weil das gegen den 

Antragsteller geführte Strafverfahren noch nicht abgeschlossen sei. Die Antragsgegnerin 

stütze sich auf die „polizeirechtliche“ Generalklausel des § 3 Abs. 1 SOG sowie auf § 14 

Abs. 1 Satz 1 lit. a SOG. Das öffentliche Interesse am sofortigen Vollzug der Anschluss-

Sicherstellungsordnung und Untersagungsverfügung überwiege das Interesse des 

Antragstellers. 

Bei der Entscheidung haben die Sachakten der Polizei der Antragsgegnerin vorgelegen. 

Darauf sowie auf die Gerichtsakte wird wegen der Einzelheiten ergänzend Bezug 

genommen. 

II. 

Eine Entscheidung über den Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz ist geboten. Ein Ruhen 

des Verfahrens gemäß § 173 Satz 1 VwGO i. V. m. § 251 ZPO oder eine Aussetzung nach 

§ 94 VwGO kommen von vornherein nicht in Betracht. Das Gebot effektiven 

Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG erfordert rechtzeitigen Rechtsschutz gegen 

den sofort vollziehbaren Verwaltungsakt der Untersagungsverfügung sowie gegen die 

fortdauernden Realakte der Sicherstellung und Verwahrung des Führerscheins. 
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III. 

Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz ist in der nach §§ 122 Abs. 1, 88 VwGO gebotenen 

sachdienlichen Auslegung so auszulegen, wie es im stattgebenden Tenor ausgesprochen 

ist. Der Antragsteller erstrebt, einstweilen wieder am motorisierten Straßenverkehr 

teilnehmen zu können. Er wendet sich insgesamt gegen die im Bescheid der 

Antragsgegnerin vom 9. Dezember 2025 zum Ausdruck kommenden Maßnahmen. Diese 

Maßnahmen zielen darauf ab, ihn zur Gefahrenabwehr von einer Teilnahme am 

motorisierten Straßenverkehr auszuschließen. Zum einen hat die Antragsgegnerin in Nr. 3 

des Bescheids konstitutiv durch Verwaltungsakt eine Untersagung dieser Teilnahme 

ausgesprochen und in Nr. 4 für sofort vollziehbar erklärt. Zum anderen hat sie in Nr. 1 und 

2 des Bescheids deklaratorisch auf die fortdauernden Realakte der Sicherstellung und 

Verwahrung des Führerscheins hingewiesen, die wegen der bußgeldbewehrten Pflicht aus 

§§ 4 Abs. 2 Satz 2, 75 Nr. 4 FeV, § 24 Abs. 1 StVG beim Führen eines Kraftfahrzeuges den 

dafür gültigen Führerschein mitzuführen, ihn ebenso an dem Gebrauch seiner 

Fahrerlaubnis hindern. 

IV. 

Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz hat Erfolg. 

1. Der Antrag ist zulässig. 

a) Der Antrag, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers vom 

29. Dezember 2025 gegen Nr. 3 des Bescheids der Antragsgegnerin vom 9. Dezember 

2025 wiederherzustellen, ist aufgrund § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO statthaft und auch 

im Übrigen zulässig. Im Einzelnen: 

Hinsichtlich der Untersagung, die in Nr. 3 des Bescheids ausgesprochen ist, liegt ein in der 

Hauptsache mit dem Widerspruch angefochtener Verwaltungsakt i. S. d. prozessualen 

Bundesrechts nach §§ 42 Abs. 1 Alt. 1, 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO sowie des materiellen 

Landesrechts nach § 35 Satz 1 HmbVwVfG, § 3 Abs. 1 SOG vor. Der Verwaltungsakt 

verbietet es dem Antragsteller, fahrerlaubnispflichtige Kraftfahrzeuge im öffentlichen 

Straßenverkehr zu führen, bis die zuständige Fahrerlaubnisbehörde eine Entscheidung 

hinsichtlich seiner Fahreignung getroffen hat. 

Eine gerichtliche Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ist zu beantragen, da die 

sofortige Vollziehung der Nr. 3 erst aus der auf § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO gestützten 
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gesonderten behördlichen Anordnung in Nr. 4 des Bescheids folgt. Die nicht im Rahmen 

einer Verkehrsüberwachung vor Ort, sondern Wochen nach dem anlassgebenden 

Verkehrsunfall vom 14. November 2025 schriftlich verfügte Untersagung in Nr. 3 des zur 

Post gegebenen Bescheids vom 9. Dezember 2025 gehört nicht zu den unaufschiebbaren 

Anordnungen und Maßnahmen von Polizeivollzugsbeamten, bei denen nach § 80 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 2 VwGO die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Klage kraft Gesetzes 

entfällt. 

b) Der Antrag, die Antragsgegnerin zu verpflichten, dem Antragsteller den auf seine Person 

ausgestellten Führerschein Nr. 10482/91 auszuhändigen, schließt sich als Leistungsannex 

gemäß § 80 Abs. 5 Satz 3 VwGO an. Danach kann das Gericht die Aufhebung der 

Vollziehung anordnen, wenn der in Rede stehende Verwaltungsakt im Zeitpunkt der 

Entscheidung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 oder 2 VwGO schon vollzogen ist. Dieser Fall 

ist hier gegeben.  

aa) Sicherstellung und Verwahrung einer Sache nach § 14 Abs. 1 und 3 SOG sind Realakte. 

Gegen sie sind in der Hauptsache weder Widerspruch nach § 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO noch 

Anfechtungsklage nach § 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO eröffnet, im Verfahren vorläufigen 

Rechtsschutzes weder Antrag auf Anordnung oder Wiederherstellung noch auf Feststellung 

einer aufschiebenden Wirkung eines Hauptsacherechtsbehelfs nach oder analog § 80 Abs. 

5 Satz 1 VwGO.  

Zwar finden vorliegend die Sicherstellung und Verwahrung des Führerscheins in Nr. 1 und 

Nr. 2 des Bescheids vom 9. Dezember 2025 herausgehobene Erwähnung, zugleich mit der 

eine Regelung durch Verwaltungsakt enthaltenden Nr. 3 (dazu s. o. a)). Die 

Antragsgegnerin versuchte zudem in Nr. 4, eine sofortige Vollziehung nicht nur der Nr. 3, 

sondern auch der Nr. 1 (nicht aber der Nr. 2) anzuordnen. Auch verleiht das Gesetz einer 

Behörde die Rechtsmacht, im Einzelfall einen Verwaltungsakt mit einem rechtswidrigen und 

nach dem Umkehrschluss zu § 43 Abs. 3 HmbVwVfG und Parallelvorschriften gleichwohl 

grundsätzlich rechtsfehlerunabhängig rechtswirksamen Inhalt zu erlassen. Doch verleiht 

das Gesetz der Behörde nicht die Rechtsmacht, eine vom Gesetz als Realakt geregelte 

Maßnahme als Verwaltungsakt zu erlassen. Maßgeblich ist, welche vertypten Rechtsfolgen 

das jeweilige Fachrecht vorsieht (vgl. VG Hamburg, Urt. v. 14.11.2024, 5 K 2624/22, juris 

Rn. 372; Urt. v. 13.12.2023, 5 K 1923/20, juris Rn. 37; Gerichtsbescheid v. 30.9.2020, 1 A 

2533/20, Rn. 23). So ist etwa im Prüfungsrecht ausschließlich anhand der jeweiligen 

Prüfungsordnung zu klären, ob einer Einzelnote Regelungsqualität i. S. d. § 35 Satz 1 

VwVfG zukommt (BVerwG, Urt. v. 23.5.2012, 6 C 8.11, juris Rn. 14, NJW 2012, 2901). Im 
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Asylrecht ist ein als Befristung eines gesetzlichen Einreise- und Aufenthaltsverbots 

formulierter Ausspruch des Bundesamts nach § 11 Abs. 2 AufenthG unionsrechtskonform 

als behördliche Anordnung eines befristeten Einreise- und Aufenthaltsverbots zu verstehen 

(BVerwG, Urt. v. 25.7.2017, 1 C 10.17, juris Rn. 23). 

Das einschlägige Fachrecht in § 14 SOG regelt die ordnungsbehördlichen 

Standardmaßnahmen der Sicherstellung und Verwahrung einer Sache als Realakte. In Nr. 

1 und Nr. 2 des Bescheids vom 9. Dezember 2025 kann deshalb auf sie nur deklaratorisch 

hingewiesen sein, während die Untersagung als Verwaltungsakt in Nr. 3 konstitutiv 

ausgesprochen ist. Der Konstruktion eines konkludent zur Duldung der Sicherstellung und 

Verwahrung verpflichtenden Verwaltungsaktes bedarf es angesichts des § 40 Abs. 1 Satz 1 

VwGO im Einklang mit Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG weder zur Eröffnung gerichtlichen 

Rechtsschutzes. Noch wäre die Konstruktion eines solchen Duldungs-Verwaltungsakts mit 

den gesetzlichen Regelungen vereinbar. Im Einzelnen: 

Nach näherer Maßgabe des § 14 Abs. 1 Satz 1 lit a bis c und Satz 2 SOG dürfen Sachen 

zum Schutz vor der Sache oder zum Schutz der Sache sichergestellt werden. Über die 

Sicherstellung ist gemäß § 14 Abs. 2 SOG dem Betroffenen auf Verlangen eine 

Bescheinigung auszustellen. Eine sichergestellte Sache wird aufgrund § 14 Abs. 3 Satz 1 

SOG amtlich oder in sonst zweckmäßiger Weise so lange verwahrt, bis sie an den 

Berechtigten herausgegeben werden kann, ohne dass die Voraussetzungen für eine 

erneute Sicherstellung eintreten würden. 

Setzte die Sicherstellung und anschließende Verwahrung einen Duldungs-Verwaltungsakt 

voraus, so dürfte sie erst vorgenommen werden, nachdem dieser mit Bekanntgabe an den 

Betroffenen nach § 43 Abs. 1 Satz 1 HmbVwVfG wirksam geworden und nach § 80 VwGO 

vollziehbar wäre. Dies liegt fern, weil die Sicherstellung und anschließende Verwahrung - 

augenfällig bei verbotswidrig abgestellten Fahrzeugen und bei Maßnahmen zum Schutz 

der Sache - die Anwesenheit des Betroffenen nicht voraussetzt.  

Sodann erklärt sich die besondere gesetzliche Regelung über eine auf Verlangen 

auszustellende Bescheinigung nach § 14 Abs. 2 SOG nur daraus, dass es keine Duldungs-

Verwaltungsakte gibt, die bereits nach der allgemeinen gesetzlichen Regelung in § 37 Abs. 

2 Satz 2 HmbVwVfG auf Verlangen zu bestätigen wären.  

Ferner setzt ein Verwaltungsakt nach § 35 Satz 1 VwVfG und Parallelvorschriften eine 

behördliche Maßnahme zur Regelung voraus. Diese Regelung zielt auf Bestandskraft ab, 

auf Aufhebungsverbote und Abweichungsverbote (vgl. Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs, 
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VwVfG 10. Aufl. 2023, § 43 Rn. 17). Ein Verwaltungsakt ist nach § 43 Abs. 3 VwVfG und 

Parallelvorschriften grundsätzlich rechtsfehlerunabhängig wirksam. Er ist nach §§ 70, 74 

VwGO oder besonderen Vorschriften nur in bestimmten Rechtsbehelfsfristen anfechtbar. 

Im Übrigen ist seine behördliche Aufhebbarkeit etwa nach §§ 48, 49 VwVfG und 

Parallelvorschriften beschränkt. Dergleichen kommt hier nicht in Betracht. Nach Maßgabe 

des § 14 Abs. 3 Satz 1 SOG ist die an die Sicherstellung anknüpfende Verwahrung - ohne 

Rücksicht auf jedwede Bestandskraft - zu beenden, wenn die Sache an den Berechtigten 

herausgegeben werden kann, ohne dass die Voraussetzungen für eine erneute 

Sicherstellung eintreten würden. 

bb) Im Einzelfall stellen sich die in Nr. 1 und Nr. 2 des Bescheids erwähnte Sicherstellung 

und Verwahrung des Führerscheins als Realakte in der Vollziehung der Untersagung in 

Nr. 3 dar, deren Aufhebung durch Aushändigung des Führerscheins an den Antragsteller 

zu erwirken ist. 

Wenn die Polizei zur Gefahrenabwehr einen Führerschein zurückhält, ohne damit eine 

Untersagungsverfügung zu verknüpfen, so ist der Rechtsschutz in der Hauptsache mit der 

allgemeinen Leistungsklage, im Verfahren vorläufigen Rechtsschutzes mit dem Antrag auf 

Erlass einer einstweiligen Anordnung nach § 123 Abs. 1 VwGO zu suchen (dazu VG 

Hamburg, Beschl. v. 17.1.2024, 5 E 5652/23; Beschl. v. 19.1.2024, 15 E 91/24; Beschl. v. 

29.1.2024, 5 E 275/24; offenlassend unter Einstellung der Beschwerdeverfahren OVG 

Hamburg, Beschl. v. 11.3.2024, 4 Bs 15/24; Beschl. v. 8.5.2024, 4 Bs 7/24, Beschl. v. 

4.6.2024, 4 Bs 13/24; alle n. v.). Sind jedoch die Sicherstellung und Verwahrung des 

Führerscheins mit einer Untersagungsverfügung zu einem Sinnganzen verknüpft, sind in 

der Hauptsache ein Widerspruch und eine Anfechtungsklage mit Leistungsannex nach § 

113 Abs. 1 Satz 2 VwGO statthaft, im Verfahren vorläufigen Rechtsschutz ein Antrag auf 

Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des gegen die Untersagungsverfügung 

erhobenen Anfechtungsrechtsbehelfs mit Leistungsannex nach § 80 Abs. 5 Satz 3 VwGO. 

So liegt es hier: 

Ursprünglich hatte die Polizei den Führerschein des Antragstellers als Beschuldigtem in 

einem Strafverfahren am 14. November 2025 auf strafprozessualer Grundlage nach § 94 

oder § 111b StPO sichergestellt und beschlagnahmt. Ihre Bediensteten handelten insoweit 

als Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft nach § 152 GVG in Vorbereitung einer zum 

damaligen Zeitpunkt erwarteten vorläufigen Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 111a 

StPO und Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 69 StGB. Für eine weitere Zurückbehaltung 
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des Führerscheins durch polizeiliche Ermittlungspersonen auf strafprozessualer Grundlage 

entfiel wegen der Mitteilung der Staatsanwaltschaft vom 28. November 2025 die Grundlage. 

Sodann dokumentierte die Polizei im Bescheid vom 9. Dezember 2025, die Sicherstellung 

und Verwahrung des Führerscheins nunmehr auf § 14 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 

SOG zu stützen. Durch die Verbindung der in Nr. 1 und Nr. 2 deklaratorisch mitgeteilten 

Sicherstellung und Verwahrung mit einer in Nr. 3 konstitutiv ausgesprochenen 

Untersagungsverfügung ist nach dem behördlichen Willen ein Sinnganzes entstanden. Die 

Sicherstellung und Verwahrung steht und fällt damit mit der Untersagungsverfügung. Die 

im Bescheid aufgenommenen Ermessenserwägungen lassen nicht erkennen, dass die 

Polizei an der Sicherstellung und Verwahrung des Führerscheins hätte festhalten wollen, 

wenn die Untersagung entfiele. 

2. Der Antrag ist begründet.  

In formeller Hinsicht mögen im Einklang mit § 80 Abs. 3 VwGO die Gründe im Einzelfall 

angegeben sein, welche die Antragsgegnerin zur behördlichen Anordnung der sofortigen 

Vollziehung bewogen haben. In materieller Hinsicht überwiegt aber in der vom Gericht 

vorzunehmenden Abwägung das Interesses des Antragstellers, vom Vollzug des 

Verwaltungsaktes einstweilen verschont zu bleiben. Ein überwiegendes öffentliches 

Interesse an der sofortigen Vollziehung der Untersagung in Nr. 3 des Bescheids vom 9. 

Dezember 2025 besteht nicht, weil dieser Verwaltungsakt rechtswidrig sein und der in der 

Hauptsache eingelegte Widerspruch voraussichtlich Erfolg haben dürfte.  

a) Rechtsgrundlage ist die Aufgaben- und Befugnisnorm des § 3 Abs. 1 SOG. Die 

Verwaltungsbehörden treffen danach im Rahmen ihres Geschäftsbereichs nach 

pflichtgemäßem Ermessen die im Einzelfall zum Schutz der Allgemeinheit oder des 

Einzelnen erforderlichen Maßnahmen, um bevorstehende Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung abzuwehren oder Störungen der öffentlichen Sicherheit oder 

Ordnung zu beseitigen (Maßnahmen zur Gefahrenabwehr). Eine Anwendung der 

ordnungsbehördlichen (nicht: „polizeirechtlichen“) Generalklausel des Landesrechts ist 

nicht deshalb von vornherein ausgeschlossen, weil das Bundesrecht in §§ 2a, 3, 4 StVG, 

§ 69 StGB, § 111a StPO Regelungen über eine Entziehung der Fahrerlaubnis enthält. Die 

in Nr. 3 des Bescheids ausgesprochene Untersagung des Führens fahrerlaubnispflichtiger 

Kraftfahrzeuge schließt gegenwärtig aus, dass der Antragsteller von seiner Fahrerlaubnis 

Gebrauch macht, ohne jedoch die Fahrerlaubnis endgültig oder vorläufig zu entziehen. 
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Inwieweit eine solche Untersagung zumal angesichts der benannten besonderen 

Regelungen zu tragen vermag, hängt aber vom Einzelfall ab (s. u. b) und c)). 

b) Die streitgegenständliche Untersagung dürfte bereits deshalb rechtswidrig sein, weil die 

Polizei unzuständig ist. 

aa) Der Polizei fehlt die originäre Zuständigkeit. Vielmehr dürfte der Landesbetrieb Verkehr 

originär zuständig sein, wie im Bescheid vom 9. Dezember 2025 bereits eingeräumt. Im 

Einzelnen: 

Die Polizei ist nicht stets für Gefahrenabwehrmaßnahmen zuständig. Vielmehr verleiht § 3 

Abs. 1 SOG der andernorts bestimmten zuständigen Fachbehörde eine zusätzliche 

Befugnis zu Gefahrenabwehrmaßnahmen im Rahmen ihres Geschäftsbereichs. Die 

Zuständigkeit zur Gefahrenabwehr folgt danach der Zuständigkeit in der Sache. Dass die 

Zuständigkeit zur Prävention im Grundsatz geteilt ist, bestätigt sich gerade aus der 

Ausnahme einer umfassenden Eilkompetenz für unaufschiebbare Maßnahmen nach § 3 

Abs. 2 SOG (VG Hamburg, Urt. v. 13.12.2023, 5 K 1923/20, juris Rn. 46). Die einzelnen 

Verwaltungszweige grenzt gemäß Art. 57 Satz 2 Verf der Senat der Antragsgegnerin 

gegeneinander ab. 

Nach Abschnitt I Abs. 1 Nr. 1, 6 und 8 der Anordnung des Senats der Antragsgegnerin über 

Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Straßenverkehrsrechts ist für die Durchführung des 

Straßenverkehrsgesetzes, der Straßenverkehrs-Ordnung sowie der Fahrerlaubnis-

Verordnung im Grundsatz die Behörde für Verkehr und Mobilitätswende zuständig, deren 

Teil der Landesbetrieb Verkehr ist. Insbesondere die Erteilung der Fahrerlaubnis aufgrund 

nachgewiesener Fahreignung, die Entziehung der Fahrerlaubnis mangels Fahreignung und 

die Prüfung von Eignungszweifeln obliegen danach - soweit nicht das Straf- oder 

Strafprozessrecht eingreift -dem Landesbetrieb Verkehr. Die Fahreignung bezeichnet eine 

von der konkreten Verkehrssituation losgelöste Eigenschaft einer Person. 

Nach Abschnitt II Nr. 1, Nr. 2 Satz 2 und Abschnitt III der Anordnung werden die Aufgaben 

der Straßenverkehrsbehörde in den dort genannten Fällen der Behörde für Inneres und 

Sport übertragen, deren Teil die Polizei ist, und obliegt ihr insbesondere die Sicherstellung 

der Verkehrssicherheit und grundsätzlich die Überwachung des fließenden und ruhenden 

Verkehrs. Solche Maßnahmen knüpfen an die konkrete Verkehrssituation an, darunter die 

Fahrtüchtigkeit einer Person in einem Zeitpunkt.  



- 12 -  
 
 
 

 
- 13 - 

 

Eine die Zuständigkeit der Polizei als Teil der Behörde für Inneres und Sport begründende 

Ausnahme dürfte nicht gegeben sein, so dass es beim Grundsatz einer Zuständigkeit der 

Behörde für Verkehr und Mobilitätswende bleibt. Die Polizei wäre originär zuständig für eine 

an eine konkrete Verkehrssituation anknüpfende Untersagung der Weiterfahrt für kurze 

Dauer, gestützt etwa auf eine jedenfalls momentan fehlende Fahrtüchtigkeit. Eine solche 

verkehrspolizeiliche Untersagung könnte sich als Überbrückungsmaßnahme in dem Sinne 

darstellen, dass innerhalb ihrer kurzen Dauer die zuständige Fahrerlaubnisbehörde oder 

die Strafverfolgungsbehörde jeweils in ihrer Kompetenz liegende weitergehende 

Maßnahmen ergreifen könnte. So hat die Rechtsprechung in den von der Antragsgegnerin 

benannten Einstellungsbeschlüssen (VG Hamburg, Beschl. v. 26.6.2023, 5 K 8/23, n. v.; 

insofern auch Beschl. v. 29.5.2019, 15 E 66/19, n. v.) das Zeitmoment darin hervorgehoben, 

dass sie die Kosten dann als vom Rechtsschutzsuchenden veranlasst gesehen hat, wenn 

bei Anrufung des Gerichts die Voraussetzungen für eine polizeiliche Maßnahme vorgelegen 

haben dürften. Die Polizei ist hingegen nicht originär zuständig für eine Untersagung der 

Teilnahme am motorisierten Straßenverkehr bis auf Weiteres wegen Eignungszweifeln. 

Sofern in einem Einstellungsbeschluss ausgeführt worden war (VG Hamburg, Beschl. v. 

29.5.2019, 15 E 66/19, n. v.), es sei bei aktuell anzunehmender „Fahrunfähigkeit“ nicht 

ausgeschlossen, den Fahrerlaubnisinhaber aufgrund allgemeinen „Polizeirechts“ durch 

Sicherstellung des Führerscheins einstweilen von der Teilnahme an Kraftverkehr 

auszuschließen, bis sich seine fortbestehende oder wiedererlangte Fahreignung durch 

Vorlage geeigneter Atteste oder Gutachten erwiesen habe, tritt die Kammer dem nicht bei. 

Zumindest dann, wenn der für die Überprüfung der Fahreignung durch die 

Fahrerlaubnisbehörde benötigte Zeitraum nicht absehbar ist, bleibt für eine polizeiliche 

Überbrückungsmaßnahme kein Raum (ebenso bereits VG Hamburg, Beschl. v. 17.1.2024, 

5 E 5652/23; Beschl. v. 19.1.2024, 15 E 91/24; beide n. v.). Dieser Fall liegt hier vor. Die 

Untersagung vom 9. Dezember 2025 gilt bis auf Weiteres, sie ist nur auflösend bedingt bis 

zu einer - in unbestimmter Zukunft liegenden und sich noch an den Ausgang des 

Strafverfahrens anschließenden - Entscheidung der Fahrerlaubnisbehörde über die 

Fahreignung. Die Antragsgegnerin sucht die streitgegenständliche Untersagung in Nr. 3 

des Bescheids nicht auf eine möglicherweise vorübergehende Fahruntüchtigkeit des 

Antragstellers, sondern auf Bedenken gegen seine dauerhafte Fahreignung zu stützen. Sie 

führt aus, die Kombination aus dem Unfallhergang, dem hohen Lebensalter sowie den 

möglichen Herzrhythmusstörungen lasse den begründeten Zweifel an seiner körperlichen 

Eignung zum sicheren Führen von Kraftfahrzeugen zu.  

bb) Die Eilkompetenz der Polizei dürfte die ergriffene Maßnahme ebenso wenig decken. 
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Die Rechtsordnung bietet keine Grundlage dafür, dass die Polizei für alle Maßnahmen zur 

Gefahrenabwehr zuständig wäre, die sie - wie in Nr. 3 des Bescheids - unter die auflösende 

Bedingung nach § 36 Abs. 2 Nr. 2 HmbVwVfG einer Entscheidung der zuständigen 

Behörde stellt. Vielmehr sind Voraussetzungen und Folgen einer polizeilichen 

Eilkompetenz besonders geregelt. Nur unaufschiebbare Maßnahmen darf gemäß § 3 Abs. 

2 Satz 1 lit. a SOG in allen Fällen der Gefahrenabwehr neben der zuständigen 

Verwaltungsbehörde die Vollzugspolizei treffen. Dabei benachrichtigt sie nach § 3 Abs. 2 

Satz 2 SOG unverzüglich die zuständige Verwaltungsbehörde und teilt dieser ihre 

Feststellungen und Maßnahmen mit. Die zuständige Verwaltungsbehörde darf aufgrund § 

3 Abs. 2 Satz 3 SOG die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 SOG getroffenen Maßnahmen aufheben 

und ändern. Eine Maßnahme zur Gefahrenabwehr ist nur dann unaufschiebbar, wenn nur 

die Vollzugspolizei (oder die Feuerwehr nach § 3 Abs. 2 Satz 1 lit. b SOG) sie effektiv treffen 

kann, mithin angesichts einer Befassung der originär zuständigen Behörde Gefahr im 

Verzug besteht. Hier bestehen Überschneidungen mit § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VwGO, 

wonach nur die - zur Gefahrenabwehr - unaufschiebbare Anordnungen von Maßnahmen 

von Polizeivollzugsbeamten kraft Gesetzes sofort vollziehbar sind (dazu s. o. 1. a)). 

Die vorausgesetzte Unaufschiebbarkeit dürfte hier fernliegen. Ein tragfähiger Grund dafür, 

dass die Polizei statt dem Landesbetrieb Verkehr anlässlich des Vorfalls vom 14. November 

2025 am 9. Dezember 2025 die Entscheidung über eine Untersagung des Führens 

fahrerlaubnispflichtiger Kraftfahrzeuge getroffen hat, ist nicht ersichtlich. Kein Grund wäre, 

dass der Landesbetrieb Verkehr im Fall seiner Befassung (in der Sache zu Recht, s. u. c)) 

von einer solchen Untersagung Abstand genommen hätte. 

Die Kammer weist zudem darauf hin, dass die Polizei unter Verstoß gegen § 3 Abs. 2 Satz 

2 SOG den von ihr zutreffend als originär zuständig erkannten Landesbetrieb Verkehr 

vollumfänglich über die von ihr ergriffene Maßnahme hätte unterrichten und in den Stand 

setzen müssen, um über den Fortbestand der Maßnahme nach § 3 Abs. 2 Satz 3 SOG zu 

entscheiden. 

c) Die Untersagung dürfte zudem materiell rechtswidrig sein. 

Die Rechtmäßigkeit einer Maßnahme zur Gefahrenabwehr setzt nach dem Tatbestand des 

§ 3 Abs. 1 SOG eine Gefahr im Einzelfall voraus und nach der Rechtsfolge der Norm eine 

Ausübung pflichtgemäßen Ermessens. Soweit die Verwaltungsbehörde ermächtigt ist, nach 

ihrem Ermessen zu handeln, prüft das Gericht gemäß § 114 Satz 1 VwGO auch, ob der 

Verwaltungsakt oder die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig 
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ist, weil die gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten sind oder von dem 

Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch 

gemacht ist. Ist die Behörde ermächtigt, nach ihrem Ermessen zu handeln, hat sie gemäß 

§ 40 HmbVwVfG ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und 

die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten. Dahinstehen kann, ob eine Gefahr 

im Einzelfall vorliegt. Zumindest dürfte die behördliche Ermessensausübung die Grenzen 

überschreiten, die aus gesetzgeberischen Wertentscheidungen folgen. 

Das Straßenverkehrsgesetz regelt: Wer auf öffentlichen Straßen ein Kraftfahrzeug führt, 

bedarf gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 StVG der Erlaubnis (Fahrerlaubnis) der zuständigen 

Behörde (Fahrerlaubnisbehörde). Die Erteilung der Fahrerlaubnis für die jeweilige Klasse 

setzt nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 StVG voraus, dass der Bewerber zum Führen von 

Kraftfahrzeugen geeignet ist. Die Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 3 Abs. 1 Satz 1 

StVG knüpft daran an, dass sich der Inhaber als ungeeignet oder nicht befähigt zum Führen 

von Kraftfahrzeugen erweist. Die Entziehung der Fahrerlaubnis auf Probe nach § 2a Abs 2 

Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 StVG sowie die Entziehung der Fahrerlaubnis aufgrund des 

Fahreignungs-Bewertungssystem nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 StVG lassen sich ebenso 

auf einen vermuteten oder fingierten Verlust der Fahreignung zurückführen. Mit der 

Entziehung erlischt gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 StVG die Fahrerlaubnis. Eine vorläufige 

Entziehung der Fahrerlaubnis sieht das Straßenverkehrsrecht nicht vor. Allerdings kann die 

Entziehung der Fahrerlaubnis durch die Fahrerlaubnisbehörde anders als diejenige durch 

den Strafrichter bereits vor Unanfechtbarkeit vollziehbar sein. Werden Tatsachen bekannt, 

die Bedenken gegen die Eignung des Inhabers einer Fahrerlaubnis begründen, so kann die 

Fahrerlaubnisbehörde zudem nach §§ 3 Abs. 1 Satz 3, 2 Abs. 8 Satz 1 StVG anordnen, 

dass er ein Gutachten oder Zeugnis eines Facharztes oder Amtsarztes, ein Gutachten einer 

amtlich anerkannten Begutachtungsstelle für Fahreignung oder eines amtlichen 

anerkannten Sachverständigen oder Prüfers für den Kraftfahrzeugverkehr innerhalb einer 

angemessenen Frist beibringt.  

Das Strafrecht regelt: Wird jemand wegen einer rechtswidrigen Tat, die er bei oder im 

Zusammenhang mit dem Führen eines Kraftfahrzeuges oder unter Verletzung der Pflichten 

eines Kraftfahrzeugführers begangen hat, verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt, weil 

seine Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht auszuschließen ist, so entzieht ihm das Gericht 

aufgrund § 69 Abs. 1 Satz 1 StGB die Fahrerlaubnis, wenn sich aus der Tat ergibt, dass er 

zum Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet ist. Sind dringende Gründe für die Annahme 

vorhanden, dass die Fahrerlaubnis auf dieser Grundlage entzogen werden wird, so kann 

der Richter dem Beschuldigten aufgrund § 111a Abs. 1 Satz 1 StPO durch Beschluss die 
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Fahrerlaubnis vorläufig entziehen. Ein befristetes Fahrverbot als Nebenstrafe nach § 44 

Abs. 1 Satz 1 StGB betrifft demgegenüber den Fall, dass der Strafrichter nach 

Ausschöpfung aller bei der Amtsermittlung zu Gebote stehenden Mittel eine Eignung zum 

Führen von Kraftfahrzeugen nicht wegen der angeklagten Tat verneint, mithin nicht die 

Fahrerlaubnis nach § 69 Abs. 1 Satz 1 StGB entzieht. 

Zum Nachrang des Straßenverkehrsrechts gegenüber dem Strafrecht ist geregelt: Die 

Fahrerlaubnisbehörde darf gemäß § 3 Abs. 3 Satz 1 StVG, solange gegen den Inhaber der 

Fahrerlaubnis ein Strafverfahren anhängig ist, in dem die Entziehung der Fahrerlaubnis 

nach § 69 StGB in Betracht kommt, den Sachverhalt, der Gegenstand des Strafverfahrens 

ist, in einem Entziehungsverfahren nicht berücksichtigen. Will die Fahrerlaubnisbehörde in 

einem Entziehungsverfahren einen Sachverhalt berücksichtigen, der Gegenstand der 

Urteilsfindung in einem Strafverfahren gegen den Inhaber der Fahrerlaubnis gewesen ist, 

so darf sie nach näherer Maßgabe des § 3 Abs. 4 Satz 1 und 2 StGB zu dessen Nachteil 

nicht von strafrichterlichen oder Bußgeldentscheidungen abweichen. 

Diese Wertentscheidungen des unmittelbar demokratisch legitimierten Gesetzgebers dürfte 

die streitgegenständliche Untersagung in Nr. 3 des Bescheids unterlaufen.  

Zum einen dürften Zweifel an der verkehrssituationsunabhängigen Eignung eines 

Fahrerlaubnisinhabers auch die zuständige Behörde nicht dazu berechtigten, das Führen 

von erlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugen auf längere Zeit bis auf Weiteres zu untersagen. 

Eine solche Untersagung unterliefe die Fahrerlaubnis, deren Fortbestand oder Entziehung 

besonderen gesetzlichen Regeln unterliegt. 

Zum anderen steht das gegen den Antragsteller andauernde Strafverfahren - im Stadium 

eines Ermittlungsverfahrens bei der Staatsanwaltschaft - nach § 3 Abs. 3 Satz 1 StVG einer 

Berücksichtigung der Anlasstat im Entziehungsverfahren der zuständigen Behörde 

entgegen. 

Die Kammer verkennt nicht, dass der Vorfall vom 14. November 2025 Risiken aufzeigt, die 

mit der Teilnahme am motorisierten Straßenverkehr verbunden sind. Im Rechtsstaat als 

regelbasierter Friedensordnung bemisst sich der im Einzelfall notwendige Ausgleich der 

Freiheit des Einzelnen mit der Sicherheit aller entlang den Entscheidungen des 

Gesetzgebers. Absolute Sicherheit gibt es ebenso wenig wie absolute Freiheit. Die 

Behörden sind an die formellen und materiellen Vorgaben der Gesetze gebunden. 

Vorliegend dürfte der Gesetzgeber weder der Polizei die Zuständigkeit für die 

ausgesprochene Untersagungsverfügung noch überhaupt einer Behörde in der Sache eine 
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Befugnis für eine Untersagung solcher Dauer mit solcher Begründung eingeräumt haben. 

Die dem Antragsteller verbliebene Freiheit hat er verantwortungsvoll zu nutzen. Wie jeder 

Verkehrsteilnehmer hat er vor jedem Fahrtantritt zu prüfen, ob er fahrtüchtig ist. Der Polizei 

der Antragsgegnerin verbleibt im Rahmen der Verkehrsüberwachung die Kontrolle darüber. 

 
V. 

Die Kostenfolge beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Festsetzung des Streitwerts aufgrund 

§§ 52 Abs. 1 und 2, 53 Abs. 2 GKG lehnt sich an Nr. 1.5 Satz 1 des Streitwertkatalogs für 

die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2025 und die obergerichtliche Rechtsprechung (OVG 

Hamburg, Beschl. v. 11.3.2024, 4 Bs 15/24, n. v.) an. 

 

 


